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II- 69,( der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates 

REPUBLIK ÖSTERREICH 
XIII. Gesctzgebungsperiode 

Der Bundesminister für Verkehr .299/ A.B. 
Pr.21. 5.901/3-1/1-1972 zu _ 3'ff-/ J. Wien, am 19. April 1972 

Pr~3. am ....• ?:.~!:.. April.1972 

ANFRAGEBEANT'dORTUNG 

betreffend die schriftliche Anfrage der Abgeordneten 
ME1SSL, Dipl.Ing. HANRE1CH und Genossen, Nr. 344/J-NR/1972 
vom 15.3.1972: "Überfüllung von Bussen der Post und ÖBB 
infolge der Schülerfreifahrten. tI 

Zu obiger Anfrage erlaube ich mir, folgendes mitzuteilen: 

Zu }'rage. 1: 
Die Überfüllung der Autobusse der Bahn und Post ko~~te 
vielfach dadurch erheblich entschärft werden, daß alle 
verfügbaren Reserven, die dem Kraftwagendienst der Fost­
und Telegraphenverwaltung und den ÖBB zur Verfügung stan­

den, zusätzlich eingesetzt wurden. 

Darüber hinaus wurde in den Jahren 1971 und 1972 im Rahmen 

des Budgets seitens-der ÖBR 52 und seitens der Post- und 
Telegraphenverwaltung 154 Autobusse in Auftrag gegeben. 
Der Kapazi tätaus·, .... ei tung Rechnung tragend wurden hiebei vor­

wiegend Großraumbusse bestellt. 

Eine weitere Verminderung der Überfüllung konnte dadurch 
erreicht werden, daß es durch Vereinbarungen mit den Schul­

verwaltu.ngen über eine Staffelung des Unterrichtsbeginnes 
rröglich geworden ist, die Autobusse innerhalb der über­
füllten Streckenabschnitte für zusätzliche Fahrten-einzu­
setzen. 

Hiebei möchte ich jedoch darauf aufmerksam machen, daß die 
Besetzung von Bussen der Bahn und Post im konkreten Fall 
jeweils im Zusammenhang mit der Kapazität des betreffenden 
Busses gesehen werden muß. Auf Grund des Kraftfahrgesetzes 
1967, in der heute geltenden Fassung, zählen zwei Kinder 

bis zu 14 Jahren als eine Person. So ist es zulässig, in 
einem Bus, der für 40 Personen zugelassen ist, 80 Kinder 

unter 14 .Jahren zu befördern, soferne da.durch das höchst­
zulässige Gesamtgewicht nicht überschritten wird. Die Fest-
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setzung der zulässigen Anzahl der beförderten Personen fällt 

auf Grund der gegenwärtigen Kompetenzlage allerdings nicht 

in meinen Wirkungsber.eich, sondern in den ir.Jirkungsbereich 
des Herrn Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie. 

Zu Frage 2: 

Durch persönliche Gespräche mit dem Herrn Finanz~inister 
konnte ich erreichen, daß über das normale Beschaffungs­

prograw~ hinaus bei der Post- und Telegraphenverwaltung 

im Jahre 1972 zusätzlich 42 Großraumbusse und beim Kraft­
wagendienst der Bahn weitere 22 Omnibusse angeschafft wer­
den. Es ist zu hoffen, daß damit dem gesteigerten Verkehrs­

aufkommen Genüge getan werden kann. 

Zu Frage 3_:_ 
Auf Grund des bereits zur Begutachtung ausgesendeten Ent­
wurfes einer Novelle zum Familienlastenausgleichsgesetz 1967 

soll der Bundesminister für Finanzen unter anderem auch er­
mächtigt werden, mit Verkehrsunternehmungen, die Schüler im 
Gel e gen h e i t s ver k ehr zur oder von der Schule 
befördern, Verträge abzuschließen. Danach übernimmt der Bund 

die Kosten der Beförderung, wenn für die Schülerbeförderung 

ein öffentliches Verkehr~'3mi ttel nicht zur Verfügung steht. 
Schülerfreifahrten sollen auf Grund dieser Novelle somit in 
Hinkunft auch für Fahrten im Gelegenheitsverkehr möglich sein. 

In diesem Zusammenhang erlaube ich mir jedoch darauf hinzu­
weisen, daß das Verkehrsressort weder zur Vollziehung des 
Familienlastenausgleichsgesetzes noch des Gelegenheitsverkehrs­

gesetzes zuständig ist. 

Der Bundesminister: 
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